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Drucksache V/ 894 


Der Bundesminister für 

Wohnungswesen und Städtebau Bad Godesberg, den 2. September 1966 

I B 2 - 3200/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Drohendes weiteres Absinken des Wohnungsbaues 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Jacobi (Köln) und 
der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/878 — 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern der Finan- 
zen und für Wirtschaft beantworte ich die Kleine Anfrage wie 
folgt: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen, 
um den Auswirkungen der Zinserhöhungen für erste Hypothe- 
ken, Zwischenfinanzierungsmittel für den Wohnungsbau und 
Grundstücksankaufskredite auf 8 bis 12% zu begegnen, soweit 
derartige Mittel überhaupt noch zur Verfügung stehen? 

Die Bundesregierung ist sich der Auswirkungen bewußt, die sich 
aus der gegenwärtigen Kapitalmarktsituation für die Woh- 
nungsbaufinanzierung im weitesten Sinne nicht nur bei der 
Beschaffung der Finanzierungsmittel, sondern auch im Hinblick 
auf ihre Bedingungen ergeben. Sie ist aber der Auffassung, 
daß die mit der derzeitigen Kapitalmarktlage zusammenhän- 
genden Probleme über den Rahmen der die Wohnungsbaufi- 
nanzierung berührenden Fragen weit hinausgehen und unter 
gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten beurteilt und ange- 
gangen werden müssen. Aus diesem Grunde bemüht sich die 
Bundesregierung um einen entsprechenden Marktausgleich in 
der Erkenntnis, daß der Kapitalmarkt seine volle Funktions- 
fähigkeit nur dann wiedererlangen und auf die Dauer erhalten 
kann, wenn Kapitalangebot und Kapitalnachfrage in einem aus- 
gewogenen Verhältnis zueinander stehen. Sie hat daher auch 
in dem Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der wirtschaft- 
lichen Stabilität bestimmte Maßnahmen vorgesehen, die es er- 
möglichen sollen, die Inanspruchnahme des Kapitalmarktes 
insbesondere im öffentlichen Bereich zu beeinflussen und nöti- 
genfalls zu begrenzen. Eine baldige Verabschiedung dieses 
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Gesetzes würde nach der Überzeugung der Bundesregierung 
die besten Vorausetzungen für eine gesunde gesamtwirtschaft- 
liche Weiterentwicklung schaffen, an der auch der Wohnungs- 
bau mit Sicherheit seinen angemessenen Anteil haben würde. 


2. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß ohne solche 
Maßnahmen vom zweiten Halbjahr 1967 an ein abruptes Absin- 
ken des Wohnungsbaues, insbesondere des freifinanzierten 
oder steuerbegünstigten Wohnungsbaues mit allen nachteiligen 
Folgen für die Gesamtwirtschaft unvermeidbar ist? 


Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die derzeitige Ver- 
knappung der Kapitalmarktmittel ebenso wie in anderen Wirt- 
schaftsbereichen auch auf dem Wohnungsbausektor zu einer 
Abschwächung der Investitionstätigkeit führen kann. Abge- 
sehen davon, daß eine solche Entwicklung im Interesse der 
Stabilität hingenommen werden muß, ist sie der Ansicht, daß 
Maßnahmen, die — wie in der Anfrage ausgeführt — darauf 
abzielen sollen, den Auswirkungen der Zinserhöhungen zu 
begegnen, nicht geeignet wären, derartige Abschwächungsten- 
denzen zu verhindern. Hierdurch würde nämlich das Kapital- 
angebot nicht vermehrt. Da bei einer Beseitigung der Über- 
nachfrage nach Kapital das Zinsniveau ohnehin wieder sinken 
würde, hält es die Bundesregierung entsprechend der Stellung- 
nahme zu Punkt 1 für vordringlich, sich um die Schaffung aus- 
geglichener Kapitalmarktverhältnisse zu bemühen. 


3. Hält es die Bundesregierung in einer derartigen Situation für 
richtig und vertretbar, die Wohnungsbaufinanzierung durch Ein- 
schränkungen der Sparförderung, insbesondere der Bauspar- 
förderung noch weiter zu erschweren? 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit die Frage, inwieweit im 
Hinblick auf die Haushaltslage und im Interesse einer Berei- 
nigung des Sparförderungsrechts unter Beachtung gesellschafts- 
politischer Zielsetzungen eine Änderung der Vorschriften über 
die Sparförderung angezeigt ist. Sie wird dabei jedoch darauf 
Bedacht nehmen, daß das Sparklima nicht beeinträchtigt wird. 


Dr. Bücher 
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